
werke Fachlose zu bilden sind,
oder ob der „Rest“ des geplanten
Projekts einheitlich vergeben wer-
den kann.

Mehrkosten von mehr als
1,5 Millionen Euro drohten

Im zu entscheidenden Fall hat
die Autobahndirektion Südbayern
nach Auffassung des Münchner
Oberlandesgerichts nicht ausrei-
chend dargelegt, dass wirtschaftli-
che oder technische Gründe ge-
gen die Bildung eines Fachloses
für die Lärmschutzwandarbeiten
sprechen. Die Autobahndirektion
Südbayern hat im Wesentlichen
argumentiert, dass die Baustelle
aus verschiedenen Gründen be-
sonders störungsanfällig sei und
bereits verhältnismäßig geringe
Bauzeitverlängerungen dazu führ-
ten, das Bauvorhaben bis in das
Folgejahr hinein zu betreiben,
weshalb Mehrkosten von mehr als
1,5 Millionen Euro drohten. Zwar
sei dies, so der bayerische Verga-
besenat, ein grundsätzlich nach-
vollziehbarer und zu berücksichti-
gender Ansatz. Jedoch konnte der
Argumentationsansatz von der
Autobahndirektion Südbayern
nicht ausreichend tatsächlich be-
gründet werden. Das Oberlandes-
gericht München stellte deshalb
fest, dass die Arbeiten im Zusam-
menhang mit der Errichtung einer
Lärmschutzwand geeignet sind,
ein Fachlos zu bilden, weil sie aus-
reichend abgrenzbar sind: Es hat
sich hierfür ein Markt gebildet,
auf dem Anbieter solche Arbeiten
als eigenständigen Auftrag über-
nehmen und gleichzeitig sind die-
se Arbeiten nicht untrennbar mit
anderen verflochten.
> HOLGER SCHÖRDER

Der Autor ist Rechtsanwalt bei Rödl &
Partner in Nürnberg.

sen. Andererseits trifft die Ent-
scheidung über die Bildung eines
Fachloses für ein bestimmtes
Fachgewerk keine Aussage darü-
ber, ob auch für andere Fachge-

und globale, also das gesamte Vor-
haben betreffende Überlegungen
nur dann berücksichtigt werden
können, wenn sie auch und gera-
de das jeweilige Fachgewerk erfas-

97 Abs. 3 Satz 3 GWB für eine ein-
heitliche Vergabe verlangt, auf das
jeweilige Fachgewerk beziehen
müssen, das für eine getrennte
Losvergabe in Betracht kommt

Fachgewerk getrennt zu beant-
worten, so der bayerische Verga-
besenat. Das bedeutet einerseits,
dass sich die „wirtschaftlichen
und technischen“ Gründe, die §

Die Autobahndirektion Süd-
bayern hat Bauarbeiten an

der A 9, Nürnberg-München, in
einem europaweit offenen Ver-
fahren ausgeschrieben. Auftrags-
gegenstand war die „Erneuerung
der Fahrbahndecke und temporä-
re Seitenstreifenfreigabe, Fahr-
bahn A: Erd- und Deckenbauar-
beiten für Fahrbahninstandset-
zung; Oberbauarbeiten in
Asphalt, Erdbauarbeiten, Entwäs-
serungsarbeiten; Brückenbauar-
beiten, Lärmschutzwandarbeiten,
passive Schutzeinrichtungen.“
Die Vergabe sollte einheitlich er-
folgen, das heißt nicht in Fachlo-
se aufgeteilt.

Autobahndirektion
half der Rüge nicht ab

Diese Vergabekonzeption wur-
de von einem Unternehmen ge-
rügt, das sich auf die Errichtung
von Lärmschutzwänden speziali-
siert hat. Die Autobahndirektion
Südbayern half der Rüge nicht
ab, weshalb der Unternehmer die
Nachprüfung beantragte. Die zu-
ständige Vergabekammer Südbay-
ern wies den Nachprüfungsantrag
zurück. Auf die sofortige Be-
schwerde des Unternehmers wur-
de die Zurückweisungsentschei-
dung durch das Oberlandesge-
richt München mit Beschluss
vom 9. April 2015 (Az.: Verg
1/15) aufgehoben und die Auto-
bahndirektion Südbayern ver-
pflichtet, das Vergabeverfahren in
dem erforderlichen Umfang auf-
zuheben und bei fortbestehender
Vergabeabsicht die Leistung un-
ter Berücksichtigung der Rechts-
ansicht des Oberlandesgerichtes
zur Losaufteilung neu auszu-
schreiben.
Die Frage, ob nach § 97 Abs. 3

GWB Fachlose zu bilden sind, ist
für jedes in Betracht kommende

Oberlandesgericht München bekräftigt die Pflicht zur Losaufteilung

Lärmschutzwand ist als Fachlos zu vergeben

Bei der Vergabe zur Errichtung einer Lärmschutzwand gab es Streit. FOTO DPA

WIE SICH DER AUFTRAGSWERT ERMITTELT

Die Auftragswerte einzelner Bauab-
schnitte (BA) einer Gesamtbaumaß-
nahme, die ohne die jeweils ande-
ren BA keine sinnvolle Funktion er-
füllen, sind für die Auftragswert-
schätzung im Sinne der § 3 VgV zu
addieren, ganz gleich, ob die BA als
Los oder eigenständiger Auftrag
vergeben werden.
§ 3 Abs. 2 VgV (ähnlich § 2 Abs. 2
SektVO) bestimmt, dass der Wert
eines beabsichtigten Auftrages
nicht in der Absicht geschätzt oder
aufgeteilt werden darf, den öffentli-
chen Auftrag der Anwendung des
Vergaberechts zu entziehen. Das
KG Berlin (Beschluss vom 27. Janu-
ar 2015 – Verg 9/14) hat in einer
Eilentscheidung festgestellt, dass im

Rahmen von § 3 Abs. 2 VgV alle
diejenigen BA einer Gesamtbau-
maßnahme als Einheit zu betrach-
ten sind, die ohne die jeweils ande-
ren BA keine sinnvolle Funktionen
erfüllen können, und zwar unab-
hängig davon, ob die einzelnen BA
als eigenständiger Auftrag oder als
Los eines Gesamtauftrags ausge-
schrieben werden.
Wichtige Aspekte für die Beschaf-
fungspraxis:
• Die Schätzung des Auftragswerts
bei der Vergabe von Bauleistungen
erfordert eine funktionale Betrach-
tung.
• Die Durchführung von Bauarbei-
ten in größeren zeitlichen Abstän-
den oder in mehreren BA – ganz

gleich, ob als Los oder eigener Auf-
trag – rechtfertigt für sich genom-
men noch keine getrennte Auf-
tragswertschätzung. Ist ein funktio-
naler Zusammenhang der Bauarbei-
ten oder BA zu bejahen (Kontroll-
frage: „Ist die Beschaffung des ei-
nen Teils ohne den anderen Teil
funktional sinnvoll?“), so sind die
einzelnen Auftragswerte zu addie-
ren; andernfalls wird das Umge-
hungsverbot nach § 3 Abs. 2 VgV
verletzt.
• Bei der Schätzung des Auftrags-
werts von Bauleistungen sind (der-
zeit) zum Beispiel die Baunebenkos-
ten und der Grundstückswert regel-
mäßig nicht zu berücksichtigen.
> HOLGER SCHRÖDER

LESERBRIEF

scheinend keiner abZ bedarf, son-
dern die reine Willenserklärung
ausreicht, dass sich das DIBT mit
der Prüfung des gewählten Fassa-
densystems des Erstbieters derzeit
befasse. Ausgang allerdings unge-
wiss. Es wäre nicht das erste Mal,
dass das DIBT aufgrund vorliegen-
der Mängel keine abZ erteilt. Wir
reden hier auch von langwierigen,
oft mehrjährigen Prüfzyklen.
Übertragen auf andere sicher-
heitsrelevante Bauteile, wie zum
Beispiel Brandschutztüren,
Brandschutzverglasungen oder
Türen in Flucht-und Rettungswe-
gen, wäre dann der Einbau dieser
Komponenten auch wohl ohne
gültige, vorliegende abZ möglich.
Das wollen wir mal in Ruhe sa-
cken lassen und den Firmen vor

setzte Produkt befinde sich derzeit
beim Prüfen, eine gültige AbZ lie-
ge aber derzeit noch nicht vor.
Hoffentlich zeigen sich die Ge-
richte dann auch so nachsichtig
und milde, wenn es um die Nach-
weisführung, um Schadensser-
satz, Regulierung von Personen-
schäden, etc. geht.
Meine Erfahrung als öffentlich be-
stellter und vereidigter Sachver-
ständiger der HWK Niederbay-
ern/Oberpfalz zeigt aber, dass sich
dann Gerichte und Gutachter im
Schadensfall sehr wohl auf etwas
„Handfestes“ wie zum Beispiel
eine abZ berufen und nicht sich
nicht auf vage Aussagen stützen.
Darum erscheint mir weder das
Vorgehen, noch das Urteil als lo-
gisch und konsequent.

Wir können uns daher der Ansicht
des Autors nicht anschließen,
dass das Angebot des Bestbieters
daher zu Recht gewertet wurde,
denn es wurde unserer Meinung
nach im LV eindeutig auf die not-
wendige bauaufsichtliche Zulas-
sung des Fassadensystems hinge-
wiesen.

Hans-Jürgen Heigl, Miltach

Leserbriefe: Bayerische Staatszeitung,
Arnulfstr. 122, 80636 München oder
per E-Mail an: redaktion@bsz.de

Unverständlich
„Ausschluss erfordert eindeutige
Leistungsbeschreibung“, BSZ
vom 31. Juli 2015.

Mit Interesse haben wir den ge-
nannten Artikel gelesen. Für uns
interessant deshalb, da wir, der im
Artikel genannte zweitplatzierte
Bieter sind, dessen Beschwerde
vor der Vergabekammer und dem
OLG nicht abgeholfen wurde. Ein
lehrreiche, kostspielige, für uns
negative und unbefriedigende
Aussage war die Entscheidung der
Vergabekammer allemal.
Unverständlich in technischer

Hinsicht deshalb, weil es in der
Konsequenz für alle Systemher-
steller, nun dem Anschein nach
grundsätzlich nicht mehr not-
wendig ist, eine gültige bauauf-
sichtliche Zulassung zum Zeit-
punkt der Abgabe des Angebotes
zu besitzen.
Diese bauaufsichtliche Zulassung
des Fassadensystems war im LV
ausdrücklich gefordert worden,
oder wie soll man den Satz auf S.
140 des LVs denn sonst verstehen,
der da lautet, eine gültige Allge-
meine bauaufsichtliche Zulassung
(abZ) des Fassadensystems sei Vo-
raussetzung für den Einsatz in der
Fassadenkonstruktion. Wenn das
nicht deutlich genug ist!
Nun hatte der Erstbieter leider für
die zur Ausführung kommende
Materialkombination zum Zeit-
punkt der Abgabe des Angebotes
dafür keine abZ und hat sie übri-
gens bis heute nicht. Auf dieser
Tatsache, und dass es sich bei den
besagten Fassadenbauteilen zu-
mindest zum Teil auch um sicher-
heitsrelevante Bauteile handelt,
begründete sich unser Einwand
gegen die Wahl des Erstbieters.
Da es sich bei Fassaden mit teil-

weise absturzsichernden, boden-
tiefen Verglasungen um sicher-
heitsrelevante Bauteile handelt,
verwundert es aus technischer
Sicht umso mehr, dass es hier an-

die Nase halten, die es sich mitun-
ter Tausende von Euros kosten
lassen, um eine abZ für Ihre Pro-
dukte beim DIBT zu erhalten. Wo
bleibt dann hier die Gleichwertig-
keit anderer Produkte mit den be-
reits geprüften Produkten?
Es wäre nun noch gut zu wissen,
ob im Schadensfalle, also wenn
grob gesagt, eine Scheibe samt
Kind auf Grund mangelhafter, be-
ziehungsweise nicht ausreichen-
der Auszugswerte des nichtge-
prüften Fassadensystems auf den
Schulhof knallt, auch noch eine
vage Aussage ausreicht, das einge-
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